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ANHANG   

„ANHANG I 

METHODE FÜR DIE ZUWEISUNG VON MITTELN DES FONDS FÜR EINEN 

GERECHTEN ÜBERGANG 

Für jeden Mitgliedstaat wird die Finanzausstattung wie folgt festgelegt:  

a) Der Anteil jedes Mitgliedstaats wird als gewichtete Summe der Anteile berechnet, die 

anhand folgender Kriterien ermittelt und wie angegeben gewichtet werden: 

i) Treibhausgasemissionen von Industrieanlagen in Regionen der NUTS-2-

Ebene, in denen die Kohlenstoffintensität, definiert als das Verhältnis der 

Treibhausgasemissionen von Industrieanlagen, die von den Mitgliedstaaten 

gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 166/2006 des Europäischen 

Parlaments und des Rates1 gemeldet wurden, zur Bruttowertschöpfung der 

Industrie, um den Faktor zwei über dem Durchschnitt der EU-27 liegt. Wird 

dieser Wert in einem Mitgliedstaat in keiner Region der NUTS-2-Ebene 

überschritten, so werden die Treibhausgasemissionen von Industrieanlagen 

der Region der NUTS-2-Ebene mit der höchsten Kohlenstoffintensität 

herangezogen (Gewichtung 49 %); 

ii) Arbeitsplätze im Stein- und Braunkohlebergbau (Gewichtung 25 %); 

iii) Beschäftigung in der Industrie in den Regionen der NUTS-Ebene 2, die für die 

Zwecke von Ziffer i berücksichtigt werden (Gewichtung: 25 %); 

iv) Torfgewinnung (Gewichtung: 0,95 %); 

v) Ölschieferproduktion (Gewichtung: 0,05 %); 

b) die Zuweisungen, die sich aus der Anwendung von Buchstabe a ergeben, werden so 

angepasst, dass kein Mitgliedstaat mehr als 8 Mrd. EUR (zu Preisen von 2018) erhält. 

Beträge, die 8 Mrd. EUR pro Mitgliedstaat übersteigen, werden proportional auf die 

Zuweisungen aller anderen Mitgliedstaaten umverteilt. Die Anteile der 

Mitgliedstaaten werden entsprechend neu berechnet; 

c)  die sich aus der Anwendung von Buchstabe b ergebenden Anteile der Mitgliedstaaten 

werden negativ oder positiv mit einem Koeffizienten des Anderthalbfachen der 

Differenz angepasst, um die das (in Kaufkraftparitäten gemessene) Pro-Kopf-BNE 

des betreffenden Mitgliedstaats für den Zeitraum 2015-2017, wie im Rahmen der 

Verhandlungen über den MFR 2021-2027 für die Kohäsionspolitik verwendet, das 

durchschnittliche Pro-Kopf-BNE der EU-27-Mitgliedstaaten (Durchschnitt: 100 %) 

übersteigt oder unterschreitet. 

Diese Anpassung gilt nicht für Mitgliedstaaten, deren Zuweisung gemäß Buchstabe b 

gekappt wurde;  

d) die Zuweisungen, die sich aus der Anwendung von Buchstabe c ergeben, werden so 

angepasst, dass die endgültige Zuweisung aus dem JTF eine Pro-Kopf-

Beihilfeintensität (gemessen an der Gesamtbevölkerung des Mitgliedstaats) von 

mindestens 32 EUR (zu Preisen von 2018) über den gesamten Zeitraum zur Folge hat.   

                                                 
1 Verordnung (EG) Nr. 166/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Januar 2006 über 

die Schaffung eines Europäischen Schadstofffreisetzungs- und -verbringungsregisters und zur 

Änderung der Richtlinien 91/689/EWG und 96/61/EG des Rates (ABl. L 33 vom 4.2.2006, S. 1). 
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Die Beträge zur Gewährleistung der Mindestbeihilfeintensität werden anteilig von den 

Zuweisungen aller anderen Mitgliedstaaten mit Ausnahme derjenigen abgezogen, 

deren Zuweisung gemäß Buchstabe b gekappt wurde.  

Die Zuweisung aus dem Fonds für einen gerechten Übergang erfolgt zusätzlich zu der 

Zuweisung, die sich aus den Nummern 1 bis 16 des Anhangs XXII des [Vorschlags für eine 

neue Dachverordnung] ergibt, und ist nicht in der Zuweisungsgrundlage enthalten, auf die die 

Nummern 10 bis 15 des Anhangs XXII des [Vorschlags für eine neue Dachverordnung] 

angewandt werden.“. 
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